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Während in der Historiographie des 19. und
20. Jahrhunderts verfassungshistorische Fra-
gestellungen seit der Wende zur Sozialge-
schichte in den 1970er Jahren beinahe nur
noch ein Schattendasein fristeten, so blieben
sie in den Forschungen zu den vorhergehen-
den Epochen als anerkanntes Untersuchungs-
feld erhalten. Vielleicht ist dies der Grund,
warum es einem Historiker, dessen Hauptin-
teresse der Frühen Neuzeit gilt, vorbehalten
blieb, die erste umfassende deutschsprachi-
ge Verfassungsgeschichte europäischer Staa-
ten vom späten Mittelalter bis zur Gegenwart
zu schreiben. Aus diesem Grunde liegt der
Schwerpunkt der 6 großen Kapitel auch in
der Zeit vor 1800, die grundlegende Synthese
Reinhards ist also in den ersten vier Abschnit-
ten vor allem eine Geschichte der Entstehung
der Staatsgewalt. Dementsprechend schreibt
der Freiburger Historiker also über weite Stre-
cken eine Geschichte der Macht, und muß
sich insofern an den Darstellungen von Mi-
chael Mann1 oder Charles Tilly2 messen las-
sen.

In einer knappen Einleitung legt der Au-
tor seine Hauptthese und die zugrunde ge-
legten Begriffe offen. Er geht davon aus, daß
„Europa ... den Staat erfunden“ habe, und
daß es sich hierbei um eine „weltgeschicht-
liche Ausnahme“ handele (S. 15). Die lang-
fristige historische Wachstumstendenz war
das anfangs allmähliche Zusammenziehen
von Herrschaftsgewalt in der Hand eines
Monarchen, die sich schließlich als Staats-
gewalt verselbständigte, das Erreichen ei-
nes Gipfelpunkts der allumfassenden Kon-
trolle über den Einzelnen im 20. Jahrhun-
dert, um sich schließlich seit den 1970er
Jahren aufgrund unterschiedlicher Deligiti-
mierungsschübe langsam wieder aufzulösen.
Diese Entwicklung versucht der Autor mit
Hilfe der Verbindung von drei Ebenen nach-
zuzeichnen: eine Mikroebene der Individu-
en und Gruppen, einer mittleren Ebene des

politischen Systems und einer Makroebene
des Gesellschaft. Hierbei legt er einerseits den
Jellinekschen Staatsbegriff mit seiner Dreitei-
lung von Staatsgebiet, Staatsvolk und Staats-
gewalt zugrunde, den er aber andererseits
nicht so recht anwenden mag, beschreibt je-
ner doch einen erst ab Ende des 18. Jahrhun-
derts vorhandenen Zustand. Dieses Dilemma,
wie ohne eine Definition des „Staates“ vor
1800 eine Geschichte desselben für diese Epo-
che geschrieben werden kann, löst Reinhard
auch mit seinem Verweis auf den prozessua-
len Charakter politischer Kultur, der in der
Interdependenz von Diskurs und Praxis den
„Staat“ als politisches Konstrukt hervorbräch-
te, nicht wirklich auf, denn ohne eine derarti-
ge (vorherige analytische) Definition kann er
auch nicht die Konstruktion derselben nach-
zeichnen. Bei dem von ihm ebenfalls heran-
gezogenen Verfassungsbegriff ist er in die-
ser Hinsicht jedoch konsequenter, indem er
deutlich zu erkennen gibt, daß das heutige
Verständnis von „Verfassung“ nur im über-
tragenen Sinne angewendet werden kann,
aber auch muß, hilft doch die zeitgenössi-
sche Quellensprache gerade bei einer verglei-
chend angelegten europäischen Verfassungs-
geschichte über dieses Problem nicht hin-
weg. Sein Verfassungsbegriff steht aufgrund
der starken Betonung der politischen Ord-
nung eines Gemeinwesens unter Berücksich-
tigung von Aspekten von Wirtschaft und Ge-
sellschaft der Boldtschen Definition nahe, wo-
bei sich die Vernachlässigung des rechtlichen
Aspektes, wie ihn Willoweit hingegen einfor-
dert, an einigen Stellen des Buches als deutli-
che Schwäche erweist, wie weiter unten noch
zu zeigen sein wird.3

Der erste Hauptteil zu „Monarchie und
Staatsgewalt“ widmet sich nach einem kur-
sorischen Überblick zu den Wurzeln europäi-
scher Kultur in der Antike, bei den Germanen
und in der christlichen und jüdische Tradi-

1 Michael Mann, Geschichte der Macht, [bislang] 3 Bde.,
Frankfurt a.M./New York 1994/98 (engl. Originalausg.
1986/93).

2 Charles Tilly, Coercion, Capital, and European States,
AD 990 - 1990. Cambridge, MA/Oxford 1990.

3 Dietmar Willoweit, Verfassungsgeschichte, in: Staatsle-
xikon, Bd. 5, hg. v. d. Görres-Gesellschaft, Freiburg usw.
7. Aufl. 1989, S. 650; Hans Boldt, Einführung in die Ver-
fassungsgeschichte. Zwei Abhandlungen zu ihrer Me-
thodik und Geschichte, Düsseldorf 1984, S. 18ff., 23.
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tion den europäischen Gemeinsamkeiten der
Monarchie in der Frühen Neuzeit, um an-
schließend in einem zweiten Schritt den je-
weiligen nationalen Besonderheiten nachzu-
gehen. Daß Reinhard erfreulicherweise kei-
ne traditionelle Verfassungsgeschichtsschrei-
bung betreibt, sondern auch neuere For-
schungsansätze wie selbstverständlich in sei-
ne Analyse zu integrieren weiß, zeigt sich an
dem folgenden Abschnitt über Formen und
Symbole der monarchischen Macht, denen er
in ihrer unterschiedlichen Funktion in Hof
, Hauptstadt und Residenz bis hin zu Ze-
remoniell, Ritual und Mythos nachgeht. Zu
dieser kulturgeschichtlichen Annäherung ge-
hört, wie Blänkner4 zurecht betont hat, die
Einbeziehung des Monarchie- und Staatsdis-
kurses - auch hier bietet die Studie Reinhards
einen knappen und gut verständlichen Über-
blick.

Der zweite große Abschnitt „Herrschafts-
aufbau und Institutionenbildung“ beginnt
mit einer intellektuell anregenden Einfüh-
rung zur Institutionenkultur, wo Reinhard
versucht, verschiedene theoretische Ansätze
von Max Weber über Niklas Luhmann bis
hin zur Spieltheorie für eine Verfassungsge-
schichte nutzbar zu machen. Leider werden
diese hehren Vorgaben im nachfolgenden Ab-
schnitt zur Zentralmacht kaum eingelöst. Im
Bereich der Lokalmacht hingegen gelingt es
dem Autor gut, in mikropolitischer Perspek-
tive Adelsherrschaft und Gemeindeautono-
mie nachzuzeichnen und zugleich aufzuzei-
gen, wie die Machtvernetzung zwischen Zen-
trum und Peripherie mit Hilfe von regionalen
Institutionen der Zentralmacht und Klientel-
verbänden gelang.

Der „Held“ der entstehende Staatsgewalt
ist für Reinhard der Monarch, der im Ver-
laufe der Jahrhunderte allmählich Adelsherr-
schaft und Gemeindeautonomie unterwarf.
Hierbei ging es um „Partnerschaft und Wi-
derstand“, wie das dritte Kapitel überschrie-
ben ist - aber auch Kirche und Justiz rech-
net er zu den unabhängigen institutionel-
len Feldern, die in die einheitliche Staatsge-
walt eingegliedert werden sollten. In dieser
Charakterisierung als widerständiger Partner
schwingt jedoch bereits eine monarchozentri-
sche Sichtweise mit, denn die unterschiedli-
chen Institutionen hätten zumindest teilweise

auch als andere Varianten der Staatsbildung
interpretiert werden können. Sicherlich zeigt
die historische Wirklichkeit, daß sich die „of-
fensiven und auf Vereinheitlichung gerichte-
ten Monarchien“ (S. 257) vermehrt gegen die
eher defensiv und partikularistisch angeleg-
ten Republiken durchsetzten, aber die Bedeu-
tung des Republikanismus für Gemeinsinn
und nachfolgend Staatsbewußtsein wird da-
bei unterschätzt. Ähnlich skeptisch beurteilt
Reinhard die (alleinige) ständische Staatsbil-
dung, die er der monarchischen für deut-
lich unterlegen hält. Und auch in den Mon-
archien dienten die Stände dem jeweiligen
Herrscher nur vorübergehend als „ein aus-
gezeichnetes Instrument zur Mobilisierung
von Ressourcen, zur Produktion von Kon-
sens und Landespatriotismus“, die aber auf-
grund „ihrer partikularistischen Fundamen-
talstruktur ... der weiteren Staatsbildung im
Wege“ (S. 223) standen - auch bei dieser Ein-
schätzung kommt die Bedeutung des Prin-
zips der politischen Partizipation (erst der
Stände, dann des Parlaments) für die weite-
re Geschichte eines erfolgreichen Staates im
19. und 20. Jahrhundert zu kurz. Die Be-
deutung der Kirche für die Staatsbildung,
die im Ausgang des Mittelalters als römische
Rechtskirche mit (päpstlichem) Alleinherr-
schaftsanspruch, Zentralismus, Verwaltungs-
apparat mit Amtsbegriff, Steuerwesen, ter-
ritorial(staatlicher) Gliederung und Elemen-
ten der politischen Mitbestimmung das Mo-
dell für die nachfolgenden säkularen Varian-
ten bot, wird überzeugend mit den Etappen
von fürstlicher Kirchenherrschaft, Staatskir-
chentum und der zunehmenden Auflösung
dieser Symbiose im vergangenen Jahrhundert
dargestellt .

Vielleicht liegt es ja an der oben schon an-
gedeuteten Ausrichtung des Verfassungsbe-

4 Reinhard Blänkner, Verfassung als symbolische Ord-
nung. Zur politischen Kultur des Konstitutionalismus
in Deutschland 1790-1840, in: Etienne François u.a.
(Hg.), Marianne - Germania. Deutsch-französischer
Kulturtransfer im europäischen Kontext 1789-1914,
Leipzig 1998, S. 157-182; ders., Der Vorrang der Ver-
fassung. Formierung, Legitimations- und Wissenfor-
men und Transformation des Konstitutionalismus in
Deutschland im ausgehenden 18. und frühen 19. Jahr-
hundert, in: ders./Bernhard Jussen (Hg.), Institutio-
nen und Ereignis. Über historische Praktiken und Vor-
stellungen gesellschaftlichen Ordnens, Göttingen 1998,
295-325.
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griffs, daß das Unterkapitel zu Recht und Jus-
tiz in seiner Erklärungskraft deutlich hinter
die vorherigen zurückfällt. Denn es wäre sehr
interessant gewesen zu sehen, welche Rolle
die sieben Elemente des westlichen Rechts-
systems, die Reinhard anführt, jeweils für die
Staatsbildung gespielt haben. Innerhalb der
Monographie behandelt er eingehender nur
das kanonische Recht und das Rechtssystem
der Monarchien, das Lehensrecht, das Recht
der Grundherrschaft, das Recht der Stadt-
gemeinden, das Handelsrecht der Kaufleute
und vor allem die entstehenden Grundrech-
te der Einzelnen hingegen nicht. Auf das dia-
lektische Verhältnis von Werden der Staats-
gewalt und Emanzipation des Individuums,
wie es sich teilweise gerade in Prozessen
widerspiegelte, wird zwar verwiesen, jedoch
nicht weiter ausgeführt. Aber vielleicht ist ei-
ne derartige Herangehensweise an Herrschaft
auch noch eine zu junge Forschungsrichtung,
als daß auf dieser Basis hätte eine europäi-
sche Geschichte geschrieben werden können,
ist doch eine vergleichende Grundrechtsge-
schichte zumindest für das 19. und 20. Jahr-
hundert nach wie vor ein weitgehendes De-
siderat der Forschung, da es für diesen Zeit-
raum nicht einmal Pionierstudien wie dieje-
nige von Wolfgang Schmale gibt.5

Der vierte große Abschnitt zu „Machtmittel
und Machtpolitik“ ist gekennzeichnet durch
viel Licht und wenig Schatten. In den Ka-
piteln zu Ressourcen aber auch weitgehend
noch in demjenigen zur Gewalt spürt man,
wie der Autor - auch aufgrund eigener For-
schungen - das Thema souverän beherrscht
und brillant in analytischer Dichte komple-
xe Phänomene wie die Steuer- und Kre-
ditentwicklung, die Bedeutung des Krieges
und Militär dem Leser präsentiert und erklä-
rend aufeinander bezieht, denn die (monar-
chische) Entscheidung für den expandieren-
den Machtstaat verlangte eine Steigerung der
bewaffneten Macht, die nur mit Hilfe von
zunehmender Ressourcenextraktion erreicht
werden konnte, die wiederum einen wach-
senden Verwaltungsapparat nach sich zog.
Diese innere Dynamik wurde durch die Kon-
kurrenz zwischen den entstehenden Staaten
noch angeheizt, so daß Reinhard resümieren
kann: „Soldat und Steuereinnehmer gemein-
sam gründeten den Staat, denn Machtpolitik

und Machtmittel bedingten sich gegenseitig“
(S. 305). Die Analyse der Instrumentalisie-
rung der Kulturpolitik hingegen gelingt nicht
so überzeugend, denn zwar konstatiert Rein-
hard zurecht, daß die Schulpflicht neben der
allgemeinen Steuer- und Wehrpflicht zur drit-
ten tragenden Säule der Staatsmacht wurde,
jedoch bleibt er den - sicherlich sehr schwie-
rig zu führenden - Nachweis einer tatsächlich
mit Hilfe der Schule erfolgten inhaltlichen In-
doktrination im Sinne des Staates schuldig;
dies gilt in ähnlicher Weise auch für die feh-
lende Berücksichtigung der unterschiedlichen
Öffentlichkeiten als Gegengewicht zur „Pro-
paganda“ der Staatsgewalt.

Mit dem fünften Kapitel „Modernität und
Totalität“ wendet sich Reinhard dem 19. und
20. Jahrhundert zu. Das Unterkapitel „Von
der Monarchie zur Demokratie“ gehört zu
den schwächsten Passagen des Werkes, denn
die Entwicklung des modernen Verfassungs-
staates wird nicht analytisch durchdrungen,
da im Gegensatz zu den vorherigen Aus-
führungen die Strukturen nicht erklärt und
auch keine europäischen Gemeinsamkeiten
herausgearbeitet werden. Zwar gibt er eine
Übersicht über die Wahlrechtsentwicklung,
aber die Ergebnisse der Forschungen zur eu-
ropäischen Wahl- und Wählerbewegungsge-
schichte, wie sie von Otto Büsch und Pe-
ter Steinbach im Anschluß an Stein Rokkan
angeregt worden sind6, fließen nicht in die
Darstellung mit ein. Sollte er diese Ansätze
vielleicht gar nicht wahrgenommen haben? -
wirkt doch die ansonsten sehr ausführliche
75seitige Bibliographie am Ende des Buches
an dieser Stelle plötzlich sehr knapp. Dement-
sprechend kommt er erst gar nicht zur Proble-
matisierung des Verhältnisses von Demokra-

5 Wolfgang Schmale, Archäologie der Grund- und Men-
schenrechte in der frühen Neuzeit: ein deutsch-
französisches Paradigma, München 1997.

6 Otto Büsch/Peter Steinbach (Hg.), Vergleichende euro-
päische Wahlgeschichte. Eine Anthologie, Beiträge zur
historischen Wahlforschung vornehmlich West- und
Nordeuropas (Einzelveröff. d. Historischen Kommissi-
on zu Berlin 39), Berlin 1983; Otto Büsch (Hg.), Wäh-
lerbewegungen in der europäischen Geschichte. Er-
gebnisse einer Konferenz (Einzelveröff. d. Historischen
Kommission zu Berlin 25) Berlin 1980; eine gute Über-
sicht zu Rokkan vermittelt jetzt: Stein Rokkan, Staat,
Nation und Demokratie in Europa. Die Theorie Stein
Rokkans aus seinen gesammelten Werken rekonstru-
iert und eingeleitet von Peter Flora, Frankfurt/M. 2000.
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tisierung und Parlamentarisierung, geschwei-
ge denn zu einer Kombination dieser Frage
mit einer europäisch vergleichend angeleg-
ten Analyse von Parteiensystemen und ihrer
Relation zu den gesellschaftlichen Großgrup-
pen, wie sie Rokkan bereits um 1970 einmal
gewagt hatte7. Dabei hätten Reinhards fun-
damentalen Kenntnisse zur europäischen Ver-
fassungsgeschichte, mit denen sich derzeit im
deutschsprachigen Raum allenfalls noch Ste-
fan Breuer messen kann8, eine derartige Inter-
pretation geradezu herausgefordert.

Nach einem Abschnitt zu Staat und Na-
tion, in welchen der derzeitige Stand der
Forschung gut zusammengefaßt wird, wid-
met sich Reinhard der „höchstmöglichen Stei-
gerung der Staatsgewalt zum totalen Staat“
(S. 458) im 20. Jahrhundert, wobei ihm trotz
schwerwiegender Differenzen der „soziale In-
terventionsstaat als bloß weiche Variante des
totalen Staates“ (S. 467) erscheint, denn was
„immer der moderne Mensch tut oder läßt,
er stößt unweigerlich auf die Zuständigkeit
der Staatsgewalt, die bereits Konflikte um
seine Zeugung klärt, seinen Gelderwerb en
detail regelt, seine ’richtige’ Gesinnung prü-
fen läßt, sich schließlich um die gewinnbrin-
gende Entsorgung seines Leichnams küm-
mert und in seine Hinterlassenschaft ein-
greift“ (S. 459). An dieser Stelle rächen sich
zwei generelle Schwächen der Reinhardschen
Darstellung: Einerseits setzt er sich nirgend-
wo mit den methodischen Problemen des
Vergleichs auseinander, obgleich der Unter-
titel des Buches eine „vergleichende Verfas-
sungsgeschichte“ verspricht, andererseits un-
terschätzt er, wie oben schon erwähnt, die
Bedeutung des Rechts. Obwohl er zwar den
totalen Staat und seine Theoretiker treffend
analysiert, übernimmt er doch implizit die
Kritik Carl Schmitts am „legalistischen Po-
sitivismus des parlamentarischen Gesetzge-
bungsstaates“ (S. 475), wenn er feststellt, daß
„die rechtsstaatliche Bindung an das Gesetz
... bei inflationärer Professionalisierung und
politischer Beliebigkeit von Gesetzgebung be-
deutungslos geworden“ ist (S. 467). Er blen-
det damit die grundrechtsschützende Recht-
sprechung des Bundesverfassungsgerichts et-
wa im „Brokdorfurteil“ zur Versammlungs-
freiheit oder in allerjüngster Zeit zum Krite-
rium der staatlichen Verfolgung beim Asyl-

recht - um nur zwei von etlichen Beispielen zu
nennen - vollkommen aus.9 Eine genauere Be-
gründung der Vergleichsfälle und -methoden
hätte derartige kaum haltbare Interpretatio-
nen von vornherein nicht zugelassen.

Das sechste und letzte große Kapitel zu
„Krise und Transformation“ beginnt mit ei-
nem faszinierenden Abschnitt zu „Scheitern
oder Transformation des Staates in der au-
ßereuropäischen Welt?”, wo Reinhard - als
ausgewiesener Kenner der Geschichte der eu-
ropäischen Expansion10 - den Leser souve-
rän durch mehrere Jahrhunderte der Weltge-
schichte führt. Er unterscheidet hierbei ver-
schiedene Phasen und Regionen der Über-
nahme des europäischen Modells: a) den
Export des Ancien Régime, b) die neu-
europäische Staatsbildung der ersten und
zweiten Dekolonisation 1176-1931, c) den Im-
port des europäischen Staates nach Japan,
China und in die islamische Welt und schließ-
lich e) die Staatsbildung der dritten Dekolo-
nisation in Asien und Afrika. Hierbei wurde
der europäische Fall höchstens formal voll-
ständig übernommen, vielmehr unterlag er
generell einer Transformation zu „Hybridbil-
dungen, die durch Kreuzungen von europäi-
scher Staatlichkeit mit einheimischer politi-
scher Kultur zustande kamen“ (S. 482). Für
eine erfolgreiche Etablierung eines modernen
Staates verweist er insbesondere auf die gro-
ße Bedeutung des Faktors Zeit, denn die nur
sehr allmähliche Durchsetzung einer effekti-
ven Verwaltung und der Ausgleich dieser in-
stitutionellen Schwäche mit Hilfe des Klien-
telwesens und anderer informeller Strukturen
zeigt sich sowohl im Europa der Frühen Neu-
zeit wie im heutigen Afrika. Gerade an die-

7 Rokkan, a.a.O., S. 332-412 (Texte aus den Jahren 1965-
70).

8 Stefan Breuer, Der Staat. Entstehung, Typen, Organisa-
tionsstadien, Reinbek bei Hamburg 1998.

9 BVerfGE 69, 315-61 (Brokdorf); BVerfG, 2 BvR
260/98 vom 10.8.2000, Absatz-Nr. 1-23, insbes.
16ff., http://www.bundesverfassungsgericht.de
/entscheidungen/frames/rk20000810_2bvr026098 zur
Frage, unter welchen Voraussetzungen eine Herr-
schaftsorganisation als staatliche oder staatsähnliche
Gewalt Urheber politischer Verfolgung im Sinne von
Art. 16a Abs. 1 GG sein kann.

10 Geschichte der europäischen Expansion, 4 Bde., Stutt-
gart/Berlin 1983-90; ders. (Hg.), Verstaatlichung der
Welt? Europäische Staatsmodelle und außereuropäi-
sche Machtprozesse, München 1999.
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ser Stelle wird deutlich, wie wichtig und er-
folgreich es sein kann, Transfer und Vergleich
innerhalb der historischen Forschung zu ver-
binden.

In Zusammenhang dieses Kapitels stellt
er die berechtigte Frage, ob die Prämisse,
die Monarchien des europäischen Ancien Ré-
gimes als „werdende moderne Staatsgewal-
ten“ (S. 491) zu betrachten, nicht auch für
die außereuropäischen, relativ gut organisier-
ten Herrschaftsformen in Japan, China und
dem Osmanischen Reich gelten müßte. Lei-
der beantwortet er diese grundsätzliche Frage
im weiteren Verlaufe nicht, da er sich fortan
auf Export oder Import des europäischen Mo-
dells konzentriert. Sie verweist auf zwei wich-
tige Probleme innerhalb einer vergleichenden
europäischen Verfassungsgeschichte: 1) nach
welchen Kriterien wird Europa konstruiert?
und - eng damit verbunden - 2) welche Ent-
wicklungspfade lassen sich für die Geschichte
der Staatsgewalt erkennen, und gab es wirk-
lich nur einen europäischen? Erstaunlicher-
weise - jedenfalls aufgrund der Themenstel-
lung - legt Reinhard bei der Konstruktion sei-
nes Europa-Begriffes vornehmlich ein kultur-
geschichtliches Kriterium zugrunde, indem er
in seiner Arbeit „nur“ die lateinisch geprägten
Länder untersucht, während die griechisch-
slawisch geprägten Länder, also Rußland und
die Länder des Balkans des Osmanischen Rei-
ches nicht miteinbezogen werden (S. 20). (Ich
möchte nicht falsch verstanden werden: Be-
reits die Untersuchung aller Länder von Por-
tugal bis Polen und von Schweden bis Ita-
lien, die Reinhard immer wieder bietet, ist
eine nicht hoch genug zu schätzende Leis-
tung). Aber waren Rußland und das Osma-
nische Reich, ebensogut wie Japan und Chi-
na nicht auch in der Frühen Neuzeit „wer-
dende moderne Staatsgewalten“? Vielleicht
müßte man für die Geschichte der Staatsge-
walt sogar viel früher ansetzen, denn existier-
te nicht trotz aller Relativierungen durch die
jüngsten Forschungen11 nicht auch im Römi-
schen Reich ein organisierte Herrschaft, die
sich in Richtung der modernen Staatsgewalt
zubewegte? Hätte er sich am Beginn zu einer
deutlicheren Definition des „Staates“ durch-
ringen können, etwa zu einer wie derjenigen
von Weber entlehnten Breuers, der hierun-
ter einen politischen Herrschaftsverband ver-

steht, der allmählich über das Monopol legi-
timen physischen Zwanges verfügt12, so wä-
re Reinhard die Ausgrenzung der erwähn-
ten „außereuropäischen“ Länder sicherlich
schwerer gefallen. Statt dessen hätte er dann
möglicherweise eine Geschichte unterschied-
licher Entwicklungspfade einer „werdenden
modernen Staatsgewalt“ schreiben müssen,
und aus welchen Gründen diese Pfade je
nach Zeitpunkt und Region (innerhalb und
außerhalb des geographisch definierten Euro-
pas) mit dem „lateinisch-europäischen“ Mo-
dell „hybridisiert“ wurden.

Schließlich endet das Werk mit einem Ab-
schnitt zu „Krise und Transformation des
Staates in Europa?”, die in engem Zusammen-
hang einerseits mit der Delegitimation des
(National)Staates und andererseits mit dessen
Internationalisierung stehen. Reinhard ver-
weist auf drei Faktoren der Delegitimation:
1) die Negierung des modernen Machtstaates
aufgrund der Erfahrung mit dem NS, 2) die
abnehmende Identitätsfunktion des National-
staates zugunsten anderer kultureller Bezugs-
punkte (insbesondere auf der ethnoregiona-
listischen Ebene) und schließlich 3) der Zer-
fall des Sozialstaates aufgrund von Finanz-
misere und demographischer Entwicklung.
Die internationale Vernetzung des heutigen
Nationalstaates und die zunehmende Bedeu-
tung der Europäischen Union mit bisher ge-
ringerer Staatsqualität aufgrund von fehlen-
der Kompetenzen-Kompetenz, sowie den De-
fiziten an Demokratie und Sozialstaatlichkeit
scheinen für Reinhard auf eine Transformati-
on des von ihm beschriebenen europäischen
Staates hinauszulaufen, dabei schließt er mit
der in eine Frage gekleideten Hoffnung, daß
vielleicht Europa, „das einst den modernen
Macht- und Kriegsstaat erfunden hat, dabei
mit seiner Union wenigstens demonstrieren
[könnte], daß dies ein friedliche und halb-

11 Vgl. etwa Guido O. Kirners Rezension zu Ausbuet-
tel und Jacques/Scheid: http://hsozkult.geschichte.
hu-berlin.de/rezensio/buecher/1999/kigu0299.htm.

12 Breuer, S. 17ff.; einschränkend muß hinzugefügt wer-
den, daß Breuer seine Definition nicht sonderlich ernst
nimmt, denn bei seiner Darstellung legt er nicht das
Kriterium des Gewaltmonopols, sondern allein das-
jenige der als legitim anerkannten Gewalt zugrunde,
was ihm dementsprechend eine Anwendung des so
vollkommen überdehnten „Staatsbegriffs“ auf jegliche
Struktur der Herrschaft von archaischen Frühformen
bis heute erlaubt.
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wegs wohlhabende Welt“ (S. 536) mit weniger
Staatlichkeit sein werden kann.

Konfrontieren wir zum Abschluß das Rein-
hardsche Werk mit den Studien von Tilly und
Mann, so sind zwei Dinge auffällig: 1) Daß
Reinhard als Historiker im Vergleich zum So-
ziologen Tilly vorsichtiger Thesen zur lang-
fristigen Entwicklung des europäischen Staa-
tes aufstellt, ist angesichts der im Buch gezeig-
ten historischen Vielfalt zwar verständlich,
trotzdem hätte man sich gerade deswegen
über eine Auseinandersetzung mit soziologi-
schen Verallgemeinerungen etwa hinsichtlich
der Bedeutung des Verhältnisses der Konzen-
tration von Kapital und Zwang für die Staats-
bildung gewünscht. 2) In Gegenüberstellung
zu Mann mit seinem IEMP-Modell von orga-
nisierter Macht13 zeigt sich gerade für die Ka-
pitel zum 19. und 20. Jahrhundert, wie we-
nig Reinhard die unterschiedlichen Mächte
der (Zivil)Gesellschaft in ihrem Zugriff auf
den Staat berücksichtigt hat, so daß der Staat
gleichsam zu einem eigenständig handelnden
Subjekt wird, das die eigentlich handelnden
Personen und Gruppen kaum mehr erkennen
läßt.

Der Freiburger Historiker hat ein wichtiges,
zur intellektuellen Auseinandersetzung anre-
gendes und zudem dicht geschriebenes Buch
vorgelegt (wie der Leser vielleicht aufgrund
dieser viel zu lang geratenen Rezension erah-
nen kann), das hoffentlich noch viele Studien
zur europäischen Geschichte anregen wird.

Martin Kirsch über Reinhard, Wolfgang: Ge-
schichte der Staatsgewalt. Eine vergleichende Ver-
fassungsgeschichte Europas von den Anfängen bis
zur Gegenwart. München 1999, in: H-Soz-Kult
06.09.2000.

13 M. Mann, Bd. 1, S. 56ff., Bd. 3, S. 17ff.; IEMP steht für die
vier Hauptquellen sozialer Macht: ideologische, öko-
nomische (economic), militärische und politische.
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